MUSTER


Vorschlag einer Dienstvereinbarung über die Gewährung von Alternativen Anreizen gemäß § 20a Absatz 2 BAT-KF 

Zwischen (Adresse Dienststelle), diese vertreten durch die Dienststellenleitung, – im Folgenden Dienststellenleitung genannt – 

und 

der Mitarbeitendenvertretung (Adresse MAV), diese vertreten durch ihren Vorsitz– im Folgenden Mitarbeitendenvertretung genannt – 
wird folgende Dienstvereinbarung geschlossen: 

Präambel 
Die Vereinbarungsparteien sind sich darüber einig, dass in der Dienststelle in gerechter und transparenter Weise alternative Anreize gemäß § 20 a Abs. 2 BAT-KF 
· zur regionalen Differenzierung 
· zur Deckung des Personalbedarfs 
· zur Bindung von Mitarbeitenden 
gewährt werden sollen. 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Dienstvereinbarung gilt für Mitarbeitende, die unter den Geltungsbereich des BAT-KF fallen. 
Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Mitarbeitenden der Dienstelle.

§ 2 Regelungsgegenstand 
Den Mitarbeitenden gemäß § 1:  
· wird ein abweichend von dem sich aus der nach § 13, § 14 Abs. 4, 5 BAT-KF ergebenden Stufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe zustehenden Entgelt ein um bis zu [hier auswählen: eine Stufe, zwei Stufen, drei Stufen oder Vomhundertsatz von Stufe beschreiben] erhöhtes Entgelt vorweggewährt. 
oder
· ein um [vom Hundertsatz bis zu 20 v.H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe erhöhtes Entgelt gezahlt. 
· 
§ 3 Verfahren 
Die bei Abschluss der Dienstvereinbarung beschäftigten Mitarbeitenden werden durch die Dienststellenleitung und die Mitarbeitendenvertretung umgehend über diese Dienstvereinbarung informiert. 
Die Entscheidung über die Gewährung eines höheren Entgelts gemäß § 2 liegt im Einzelfall bei der Dienststellenleitung. Die Mitarbeitendenvertretung wird über jede Entscheidung informiert. 
Die Zahlung eines erhöhten Entgelts nach § 2 ist konkret, tätigkeitsbezogen zu Regeln. Die Zahlung des erhöhten Entgelts wirkt unbefristet. 
Die gezahlte Zulage nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil. 
Die Zahlung eines erhöhten Entgelts nach § 2 ist jederzeit von Seiten der Dienststellenleitung widerruflich. Sie kann nur dann widerrufen werden, wenn die Mitarbeitendenvertretung dem Widerruf zugestimmt hat. Hierzu sind die Widerrufsgründe der Mitarbeitendenvertretung im Detail in Textform vorzulegen.

§ 4 Beendigung 
Die Dienstvereinbarung ist entsprechend § 36 Abs. 5 MVG-EKD kündbar mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats. 
[ggf. abweichende Frist vereinbaren] 

§ 5 Nachwirkung 
Die Dienstvereinbarung wirkt entsprechend den Bestimmungen § 36 Abs. 4 MVG-EKD nach. 

§ 6 Schlussbestimmungen 
Im Falle von Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und Durchführung der Dienstvereinbarung werden die Dienststellenleitung und die Mitarbeitendenvertretung mit dem ernsthaften Willen einer Einigung verhandeln. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. In diesem Fall verpflichten sich beide Seiten, für die ungültige Bestimmung eine neue, gültige Bestimmung zu vereinbaren, die dem Sinn der früheren so weit wie möglich entspricht. 

§ 7 Inkrafttreten 
Die Dienstvereinbarung wird wirksam mit ihrer Unterzeichnung. 
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